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Jetzt auf zum Endspurt! 
ir sind auf der Zielgeraden zur Euro- 
pawahl. Für die CDU heißt das: noch 

, einmal alle Reserven außringen und 
n Bürgern klarmachen, um was es am 18. Juni 

t, • Informieren und Mobilisieren, das sind die 
^ QuPtaufgaben der CDU in der letzten Phase 

s Europawahlkampfes. Je besser der Informa- 
^nsstand, desto größer die Bereitschaft, zur 

Qnl zu gehen. Dies zeigt eine Untersuchung 
' Konrad-Adenauer-Stiftung. Viele Bürger 

$oii°Cn ""entschieden, ob sie zur Wahl gehen 
ist en' ^ie 8*^ es jetzt zu überzeugen. Und was 

^erzeugender als Leistung und Erfolg? 
Ij e C&U ist in der politischen Offensive. 

*s*re Bilanz ist eindrucksvoll: 
^tschaftswachstum im siebten Jahr, auch 1988 
si ^Weltmeister vor den USA und Japan; 
n   

ere Renten auch in der Zukunft; 1 Million 
^Arbeitsplätze, davon 750000für Frauen; 
kn-e*ten scnatzen' esgib* 1 Million offene Stel- 
60 
41 

j-ehrlingsmangel statt Lehrstellenmangel; 
W Lehrstellen können nicht besetzt werden. 

ber      SPD regierte, war es umgekehrt; es ging 
plä

gab: von 1981 bis 1982 1 Million Arbeits- 
Jun

tZe Wen'ger; 15000 Lehrstellen zu wenig, 

äiegr 

ö [    äflrungsreform. 

in ?e Menschen standen auf der Straße; Abstieg 
größte Wirtschafts- und Finanzkrise seit 

4r       ^ gehen in diesem Europa wahlkampf die 
rer p

mente aus. Sie wird durch den Erfolg unse- 
ty.  °htik widerlegt. Deshalb flüchtet sie in 

Str*acherei und setzt auf unberechtigte Äng- 
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ste, vor allem vor Europa. Fragen Sie doch bitte die SPD, warum sie in diesem 
Europawahlkampf zu Hause die Angst vor dem Gespenst des angeblichen 
Sozialabbaus und des sozialen Elends schürt und gleichzeitig in Europa die vor- 
bildlichen deutschen Sozialleistungen für alle EG-Länder durchsetzen will, und 
warum sie verhindern will, das hohe deutsche Sozialleistungsniveau an das nied" 
rigere anderer EG-Länder anzupassen ? In ihrer Zeit hat die SPD in der 
Umweltpolitik versagt, heute sind wir die treibende Kraft in Europa: Katalysator 
und bleifreies Benzin sind europaweit durchgesetzt; Luft und Gewässerschutz 
werden entscheidend verbessert. 

Wir betreiben die erfolgreichste Friedenspolitik seit Gründung unserer Republik- 
Wir haben die Verschrottung der amerikanischen und sowjetischen Mittelstrek- 
kenwaffen erreicht, die C-Waffen verschwinden bei uns, wir haben über 20 neue 
Abkommen und Verträge mit Osteuropa abgeschlossen. Jetzt bringt der NA TO- 
Gipfel, den die französische Zeitung Le Figaro als „ein Meisterwerk" bezeichnet 
hat, neuen Abrüstungsschwung. Helmut Kohl hat im deutschen Interesse beharr' 
lieh verhandelt; der Mailänder Corriere della Sera kommentiert: „Die fetteste 
Beute errang Deutschland mit baldigen Verhandlungen mit Moskau." Mit ihren 
neuen Vorschlägen sind die westlichen Demokratien wieder in der politischen 
Offensive. Jetzt ist Gorbatschow am Zug. Bei seinem Besuch in Bonn werden 
weitere wichtige Verträge für die wirtschaftliche und technologische Zusammen- 
arbeit geschlossen, werden neue Perspektiven für den Frieden aufgezeigt. Im 
kommunistischen Lager vollziehen sich atemberaubende Veränderungen, die v°r 

wenigen Jahren undenkbar waren. Die gemeinsamen Ideale des Westens, Frei- 
heit, Menschenrechte und Demokratie entfalten ihre ansteckende Kraft heute 
auch in den osteuropäischen Ländern. Dies weckt neue Hoffnungen und bietet 
neue Chancen für einen dauerhaften und sicheren Frieden. 

Alle Umfragen zeigen: die CDU hat die höchste Kompetenz in der EuropapoU' 
tik. Und wir haben mit Helmut Kohl einen Mann an der Spitze, über dessen 
Ratspräsidentschaft der Präsident der EG-Kommission Jacques Delors gesagt 
hat „In diesen sechs Monaten wurde mehr entschieden als in den zehn Jahren 
davor." Es ist vor allem das Verdienst von Helmut Kohl, daß der Europäische 
Binnenmarkt 1992 kommt. Schon heute liefern wir über die Hälfte unserer Pro- 
dukte in die EG. Das sichert Millionen Arbeitsplätze bei uns. Der offene Markt 
mit 320 Millionen Verbrauchern bringt neuen Schwung in unsere Wirtschaft u^ 
eröffnet deutschen Qualitätsprodukten und deutscher Ausbildung neue Chancen- 
Gerade wir Deutschen müssen in unserem eigenen Interesse Ja sagen zu Europa 
Deshalb müssen die Bürger wählen gehen. 

Uns Deutschen ging es noch nie so gut. Wir haben die höchsten Löhne, die kür- 
zeste Arbeitszeit, den längsten Urlaub, die härteste Währung, stabile Preise und 
die höchsten Sozialleistungen. Unsere erfolgreiche Wirtschaftspolitik ist die bes 
Sozialpolitik. 
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^ggierungserklärung des Kanzlers: 

^olitik der Bundesregierung 
e*ndnicksvoll bestätigt 
^»»deskanzler Helmut Kohl gab in 
j r 146. Sitzung des Deutschen Bun- 
Q.sts*ges am 1. Juni 1989 zur NATO- 
^ 'Pfelkonferenz in Brüssel und zum 
te

CSS,Cn des Präsidenten der Vereinig- 
Eriri*aaten von Amerika folgende 
(   ,'ärung der Bundesregierung ab 
gekürzte Fassung): 

d.er Brüsseler NATO-Gipfel vom Anfang 
^ eser Woche und der anschließende 
j Süch des Präsidenten der Vereinigten 
(je

aaJen von Amerika, George Bush, in 
e.
r Bundesrepublik Deutschland waren 

8roßer Erfolg; sie waren ein Erfolg 
ür das Nordatlantische Bündnis, 

$ch ÜF die deutsch-amerikanische Freund- 
et und Partnerschaft 

ö ,
Und nicht zuletzt für unser Land. 

^ e Politik der Bundesregierung im 
C*     • aber auch im West-Ost-Verhält- 

lst eindrucksvoll bestätigt worden. 

Manche — auch hier bei uns in der Bun- 
desrepublik Deutschland — hatten schon 
voreilig eine schwere Krise im Bündnis 
vorhergesagt. Sie sind in eindrucksvoller 
Weise widerlegt worden. 
Mit dem Brüsseler NATO-Gipfel haben 
die Staats- und Regierungschefs der 16 
NATO-Staaten den 40. Jahrestag unseres 
Bündnisses gewürdigt. 40 Jahre NATO, 
das bedeutet 40 Jahre Frieden in Freiheit. 
Das ist die Geschichte einer großen Idee 
und ihres Erfolges in unserem Jahrhun- 
dert. 
Unser Bündnis wurde in einem interna- 
tional außerordentlich schwierigen 
Umfeld Ende der vierziger Jahre gegrün- 
det. Das Bündnis war von vornherein 
nicht als ein klassischer Militärpakt ange- 
legt. Vielmehr verbündeten sich auf der 
Grundlage gemeinsamer freiheitlicher 
Werte die Demokratien Europas und 
Nordamerikas. 

. Müssen die Bürger überzeugen, daß Wohlstand und Frieden, innere Sicher- 
s
eit u"d Stabilität nicht aufs Spiel gesetzt werden dürfen. Mit seiner Stimme 
^elt man nicht, denn wer rechtsradikal wählt, wird links regiert. Was das heißt, 

lSt die rot-grüne Realität in Berlin. 

c£sere Chancen in diesem Europawahlkampf sind gut. Wir haben eine erfolgrei- 
H e,Politilc> gute Argumente und hervorragende Informations- und Werbemate- 

Wien. Sie müssen jetzt den Bürgern vermittelt werden. Ich bitte Sie um Ihren 
^gierten Einsatz und noch einmal eine große Kraftanstrengung in den letzten 
fi°chen dieses Europawahlkampfes. Die CDU ist die deutsche Europapartei. 
J5h<*lb wollen wir die Europawahl zu einer Volksabstimmung für Europa 

Qchen. A - 

'H~~4   (t/U IA-/1-4    fUtVtfAcJ 
Heiner Geißler 
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Ihr gemeinsames Ziel war und ist 
— ihre Sicherheit in Freiheit zu wahren, 
— das Selbstbestimmungsrecht, die Men- 
schenrechte und die Menschenwürde zu 
schützen sowie 
— die Wohlfahrt und soziale Gerechtig- 
keit ihrer Völker zu mehren. 
In den tiefgreifenden Ost-West-Krisen 
der vergangenen Jahrzehnte hat sich die- 
ses Bündnis der Freiheit bewährt. Trotz 
aller Herausforderungen und Bedrohun- 
gen wurde der Friede in Europa gewahrt, 
blieb unsere Sicherheit erhalten und ging 
kein Fußbreit Boden der Freiheit verlo- 
ren. Unser Bündnis hat von Anfang an 
alle Energien darangesetzt, von der Ost- 
West-Konfrontation zu einem friedlichen 
Nebeneinander und, wenn möglich, zu 
einem zukunftsgewandten Miteinander 
vorzustoßen. Mit dem Harmel-Bericht 
vom Dezember 1967 schuf das Bündnis 
die Grundlage für diese Politik. Seither 
gilt auf der Grundlage der Solidarität des 
Bündnisses und seiner gesicherten Vertei- 
digungsfähigkeit das Angebot an die 
Staaten des Warschauer Pakts zu Dialog 
und Zusammenarbeit. Das Bemühen um 
Rüstungskontrolle und Abrüstung nahm 
dabei stets einen zentralen Platz ein. Dies 
beweist nicht zuletzt der INF-Vertrag, der 
die nuklearen Mittelstreckenwaffen welt- 
weit beseitigt und der heute vor einem 
Jahr, auf den Tag genau, in Kraft getreten 
ist. 40 Jahre erfolgreiche Friedenswah- 
rung und mehr als 40 Jahre bewährte 
Politik des Ausgleichs sind Kennzeichen 
der NATO. Auf dieser Grundlage hat 
unser Bündnis jetzt in Brüssel den Kurs 
für sein fünftes Jahrzehnt abgesteckt. 

Gesamtkonzept verabschiedet 
Die Staats- und Regierungschefs haben 
in Brüssel, wie beim letztjährigen Gipfel 
vereinbart, das Gesamtkonzept des Bünd- 
nisses für Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle verabschiedet. Für uns stand dabei 

vor allem die Frage der nuklearen Kur*' 
Streckenraketen im Mittelpunkt des Inte 

esses, weil uns bei diesen Waffen ein 
sechzehnfach überlegenes östliches , 
Potential gegenübersteht, das unser L3" 
und die bei uns stationierten Streitkraft6 

bedroht. 
Angesichts dieser Lage hat unser BürK»1 

bekräftigt, daß zur Kriegsverhütung ifl 

Europa land-, see- und luftgestützte 
Nuklearsysteme einschließlich bodenge' 
stützter Flugkörper — ich zitiere — 
„unter den gegebenen Umständen und 
soweit voraussehbar" notwendig sind- 
Lassen Sie mich dies verdeutlichen: ^° 
aussehbar" kann bei der heutigen Dy°a' 
mik der Gesamtentwicklung zwischen 
West und Ost nur eine verhältnismäßig 
begrenzte Zeitspanne sein. 
Meine Damen und Herren, wer hätte b6 

spielsweise noch vor vier Jahren die ^el 

reichenden Veränderungen in der So^J 
union, in Warschau, in Budapest und 
anderswo vorhergesehen? 
Wer hätte 1983 auf dem Höhepunkt d* 
Auseinandersetzung und der Polemik» 
nicht zuletzt bei uns in der Bundesrepü' 
blik Deutschland, um die Stationierung 
neuer Mittelstreckenraketen vorherge' 
sagt, daß 1987 das Abkommen über ihfjj 
weltweite Beseitigung unterzeichnet |»n , 
1988 ihre Verschrottung beginnen wflj* 
Gerade die Einsicht, daß langfristige v 

aussagen auf diesem Gebiet heute 
schwierig, wenn nicht unmöglich sind» 
hat in Brüssel unseren Anliegen zum 
Durchbruch verholfen. 
1. Verhandlungen über SNF-Flugkörp6^ 
werden zum frühestmöglichen Zeitpu° 
beginnen, und zwar im Zusammenhang 
mit der Umsetzung konventioneller AD 

stungsschritte, die ich gleich noch erläu 

tern werde. 
2. Die Frage eines Nachfolgesystems 
die Lance-Rakete wird 1992 behänden 
werden, und zwar im Lichte der siehe1"' 



ÜlLMUT KOHL UiD 19/1989 •  Seite 5 

^^politischen Gesamtentwicklung. 
ese politischen Entscheidungen waren 

AK .  hlußstein im Gesamtkonzept der 
.   rüstung und Rüstungskontrolle der 

fri    ^' ^a^ es trotz a"er Unkenrufe 
t- 

slgerecht zustande kam, ist ein großar- 
j^er Erfolg, zu dem alle Mitglieder des 

. ndnisses beigetragen haben. Ihnen 
en gebührt mein herzlicher Dank. 

^ s Gesamtkonzept ist zugleich eine 
lu

e,tgehende Bestätigung der Verhand- 
j , ^position der Bundesregierung, wie 
v   

s,e in meiner Regierungserklärung 
hah ^' ^P"' dieses Jahres hier umrissen 
s   

e- Es liegt in der Natur eines Bündnis- 
b  v°n 16 souveränen Staaten, daß am 
g      Von Verhandlungen über eine 
st ^

einsame Position ein Kompromiß 
b?t- Hinter diesem Erfolg hat in den 
,   gerungen des Brüsseler Gipfels stets 

Wille aller Partner zur Einigung 
fanden. 
{Je 1S.! ?as Ergebnis eine eindrucksvolle 
j^stätigurig der Solidarität im Bündnis. 
h^L1!1 Wurde auch das Grundprinzip 
Aji-rafti81' daß jeder Verbündete in der 
de 

arjz stets auch die Gesamtinteressen 
^aR s 'm ß"c^ haben muß und 
ren . 

as Bündnis stets auch die besonde- 
*üh nteressen jedes einzelnen Mitglieds 

Derücksichtigen hat. 
ai,k an Präsident Bush 

bes 
en Sie mich an dieser Stelle meinen 

Büs?nders herzlichen Dank an Präsident 
Ver  .erneuern. Er hat größtmögliches 
ftu   andnis für die besondere Lage der 
Qe   

esrepublik Deutschland bewiesen. 
gut   8e Bush hat sich einmal mehr als ein 
h^ / nTeUnd der Deutscnen bewährt. Er 
^ch •     dem entscrieidenden Durch- 
stfe , ,n der Frage der nuklearen Kurz- 
>n ft  ensysteme den Weg geebnet. Seine 
Ventj 

Sse' eingebrachte Initiative zur kon- 
^ro°nellen Rüstungskontrolle in 

Pa War in einem politisch-psycholo- 

gisch richtigen Moment plaziert und 
wurde damit auch zum Schlüssel beim 
letztendlichen Erfolg. 
Unser Bündnis hat sich diese Initiative 
des amerikanischen Präsidenten einstim- 
mig zu eigen gemacht. Alle 16 Mitglied- 
staaten der NATO, auch — dies sage ich 
besonders gerne — alle sozialistisch 
geführten Regierungen in diesem 
Bereich, haben überzeugt dieser Lösung 
zugestimmt. Dies ist eine wichtige Rük- 
kenstärkung für den amerikanischen Vor- 
schlag, der nunmehr in die Wiener Ver- 
handlungen eingeführt wird. 

Frieden schaffen mit weniger 
Waffen 
Wir wollen, daß die konventionelle 
Rüstungskontrolle in Europa in der 
Sache erweitert und in der Zeit beschleu- 
nigt wird. Der Westen übernimmt damit 
erneut die Initiative zu einer Welt mit 
weniger Waffen: „Frieden schaffen mit 
weniger Waffen." Jetzt muß die Sowjet- 
union antworten, und die Sowjetunion ist 
zu Taten am Verhandlungstisch eingela- 
den. 
Ich darf einige Anmerkungen zu dem 
neuen amerikanischen Vorschlag 
machen. 
1. Wir wollen für beide Seiten Höchst- 
stärken für Kampfpanzer — 20000 — 
und Infanteriekampffahrzeuge — 28000 
— festschreiben. Genau diese Zahlen 
hatte das westliche Bündnis bereits 
Anfang März bei Beginn der Wiener Ver- 
handlungen vorgeschlagen. Die östliche 
Seite hat sie sich nunmehr Mitte Mai zu 
eigen gemacht. Dies ist, wie ich finde, ein 
sehr gutes Vorzeichen für eine rasche 
Einigung. 
2. Wir erstreben Höchststärken für Artil- 
lerie in der Bandbreite zwischen dem bis- 
herigen westlichen Vorschlag — 16500 — 
und dem östlichen Gegenvorschlag — 
24000. Wenn die Definitionsprobleme 



Seite 6 •  UiD 19/1989 HELMUT KOHL 

gelöst sind, etwa die Einbeziehung von 
schweren Panzerabwehrwaffen, liegen 
diese Zahlen beim genauen Hinschauen 
weniger weit auseinander als es scheint. 
Auch dies ist eine gute Vorbedingung für 
den Erfolg am Verhandlungstisch. 
3. Unser Bündnis ist bereit, bereits in der 
ersten Phase der Wiener Verhandlungen 
auch über landgestützte Kampfflugzeuge 
und Kampfhubschrauber zu verhandeln. 
Wir gehen dabei über die Bedingungen 
des Ostens hinaus, der durch die Unter- 
scheidung zwischen sogenannten 
Angriffs- und sogenannten Verteidi- 
gungsflugzeugen einen nicht unerhebli- 
chen Teil seines eigenen Kräftepotentials 
ausklammern will. 
Unser Vorschlag, der NATO-Vorschlag, 
erfaßt ohne künstliche und militärisch 
sinnlose Unterteilungen alle landgestütz- 
ten Flugzeuge und Hubschrauber. Unser 
Ziel ist eine gleiche Obergrenze, die 15 
Prozent unter dem gegenwärtigen 
Bestand der westlichen Streitkräfte liegt. 
4. Präsident Bush geht es bei seinem Vor- 
schlag nicht nur darum, daß alle diese zu 
vermindernden Waffen abgezogen oder 
rückverlegt werden. Wir wollen mehr: 
Wir wollen, daß diese Waffen unter Kon- 
trolle vernichtet werden. Dies ist beson- 
ders wichtig bei Flugzeugen; denn gerade 
sie können sehr leicht von einem Stand- 
ort zum anderen verlegt werden. 
5. Die Vereinigten Staaten von Amerika 
sind bereit, mit der Sowjetunion eine glei- 
che Obergrenze von 275000 Mann für 
Land- und Luftstreitkräfte zu vereinba- 
ren, die die USA und die Sowjetunion in 
Europa außerhalb ihres eigenen Staatsge- 
bietes stationieren dürfen. Dies würde 
eine Verminderung der amerikanischen 
Streitkräfte in Europa um rund 30000 
Mann bedeuten. 
6. Schließlich sieht die Initiative des Prä- 
sidenten vor, daß in einem außerordent- 
lich zügigen Zeitplan verhandelt wird: 

Innerhalb von sechs bis zwölf Monaten 
soll ein erstes Abkommen in Wien ausge- 
handelt und bis 1992/93 durchgeführt 
werden. 
Welche Dynamik dieser Zeitplan in die 
konventionelle Abrüstung in Europa 
bringen kann, zeigt besonders der Ver- 
gleich mit den letzten sowjetischen Vor- 
schlägen. Die Sowjetunion will die kon- 
ventionellen Streitkräfte in Europa erst 
1997 vermindern. Das ist ein halbes Jahr- 
zehnt später, als es der amerikanische 
Vorschlag vorsieht. 
Die Initiative des amerikanischen Präsi- 
denten ist auch deshalb von besonderer 
Bedeutung, weil sie erlaubt, die Verhand- 
lungen in Wien und den Vollzug ihrer 
Ergebnisse mit der Aufnahme von Ver- 
handlungen über nukleare Kurzstrecken- 
systeme zu synchronisieren. Angesichts 
der gewaltigen Überlegenheit des War- 
schauer Pakts bei den nuklearen Flugkör- 
persystemen kürzerer Reichweite ist nun 
zunächst die Sowjetunion aufgefordert, 
ihre Systeme einseitig auf den derzeitige11 

Stand der integrierten Bündnismitglieder 
zu vermindern. Gleichzeitig werden die 
Verbündeten in der Allianz jede Anstren- 
gung unternehmen, um die Wiener Ver- 
handlungen über konventionelle Streit- 
kräfte in Europa zu einem baldigen und 
zufriedenstellenden Abschluß zu bringen- 

Präsident Bush will den ersten Teil seiner 
Initiative innerhalb von sechs bis zwölf 
Monaten erreichen. Ich höre jetzt natür- 
lich immer wieder das Argument, das sei 
viel zu kurz. Wer diese Frist für zu kurz 
hält, der möge sich jedoch, bitte, daran 
erinnern: 
Als sich Ende 1986/Anfang 1987 zwi- 
schen den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika und der Sowjetunion der gemein- 
same politische Wille herauskristalli- 
sierte, die nuklearen Mittelstreckenwaf- 
fen zu beseitigen, konnte auch das iNr" 
Abkommen praktisch innerhalb eines 
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Jahres unter Dach und Fach gebracht 
Werden. 
p Hegt in unserem, es liegt im deutschen 
Interesse, daß der Zeitplan möglichst ein- 
halten wird. Wer jetzt Ergebnisse im 
öereich der konventionellen Abrüstung 
Wl'l, muß die Chance ergreifen, die die 
aiüerikanische Initiative bietet. 
Sobald ein solches Abkommen über Ver- 
änderungen von konventionellen Waf- 
en durchgeführt wird, sind die Vereinig- 

en Staaten in Konsultationen mit den 
etroffenen Verbündeten bereit, in Ver- 
edlungen über die nuklearen Kurz- 

^feckenraketen einzutreten. Deren Ziel 
,rd es sein, eine teilweise Verminderung 
^rikanischer und sowjetischer landge- 

stützter nuklearer Flugkörpersysteme kür- 
zer Reichweite auf ein gleiches und 
berprüfbares Niveau zu erreichen. 
a°ei geht unser Bündnis davon aus, daß 

ertraglich vereinbarte Verminderungen 
W Zahlen unterhalb des bestehenden 
ATO-Niveaus so lange nicht vorgenom- 

men werden, bis die Ergebnisse der kon- 
entionellen Verhandlungen in Wien völl- 

igen worden sind. Nach der Zeittafel 
°n Präsident Bush könnte das bis 

., 92/93 sein, das heißt, es gibt keinen 
rund anzunehmen, daß hier eine Verzö- 

gerung geplant sei. 

Beifügung auf niedrigem Niveau 
^.er dritte große Erfolg von Brüssel ist 
Je Gipfelerklärung der Staats- und 
*8ierungschefs. In ihr zeichnet das h.. 

j ,ndnis seine Politik für das nächste 
au vor" Wir 8enen da°ei davon 
j^s> daß Risiken fortbestehen und 
Sj ^tlJngspotentiale noch nicht in ein 
Sinn   CS Gleichgewicht gebracht worden 

an«?'daß s'cn *n der SowJetuni°n und 'n 

Y aeren Staaten des Warschauer Pakts 
s .^nderungen vollziehen, die ohne Bei- 

sch   Sind'und daß sich deshalb nistori- e Möglichkeiten eröffnen, jetzt den 

Frieden in Europa mit weniger Waffen 
dauerhaft zu festigen. 
Das Bündnis setzt deshalb auf eine 
zukunftsgewandte Fortentwicklung seiner 
Politik: 

Wir wollen eine glaubwürdige Verteidi- 
gung auf dem niedrigstmöglichen Niveau 
von Rüstungen aufrechterhalten, wobei 
auch künftig die Verbündeten Lasten, 
Risiken und Verantwortlichkeiten fair tei- 
len werden. 
Wir bekennen uns zur ausgewogenen 
Partnerschaft zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten von Amerika. Dazu 
gehört auch das klare Bekenntnis zur 
europäischen Einigung, wie es Präsident 
Bush in Brüssel und in diesen Tagen in 
seinen Reden in Bonn und Mainz erneu- 
ert hat. 
Wir wollen die Teilung Europas und 
nicht zuletzt die Teilung unseres Vater- 
landes friedlich und in Freiheit durch 
Dialog und Zusammenarbeit überwin- 
den. 
Ich unterstreiche diese besonders wich- 
tige Aussage. 
Die im Bündnis zusammengeschlossenen 
freiheitlichen Demokratien sind sich 
einig, daß die tiefgreifenden Umgestal- 
tungen in der Sowjetunion und in ande- 
ren Staaten des Warschauer Paktes von 
historischer Bedeutung sind: 
— Generalsekretär Gorbatschow unter- 
nimmt den Versuch, sein Land nach 
innen und nach außen zu öffnen. 
Kommunistische Parteien — ich denke 
an Polen und an Ungarn — diskutieren 
über die Notwendigkeit, das Wahrheits- 
monopol aufzugeben und Macht zu tei- 
len. 
— Zentrale Planwirtschaften entdecken 
die Marktwirtschaft und sprechen von 
der notwendigen Verantwortung des ein- 
zelnen als Zukunftsziel. 
— In Diktaturen bricht sich die Idee des 
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Rechtsstaates Bahn. Die Menschenrechte 
sollen mehr als bisher geachtet werden. 
— Nicht zuletzt entdecken Völker nach 
Jahrzehnten der Unterdrückung erneut 
ihre nationale Identität wieder und kämp- 
fen für ihre Freiheit. 
Dies alles kann und wird möglicherweise 
— auch das gehört ins Bild — schwierige 
Übergänge mit sich bringen. Dabei wis- 
sen wir im Westen um die Möglichkeit 
von Rückschlägen, aber wir setzen in gar 
keiner Weise auf destabilisierende Ent- 
wicklungen, sondern wir setzen auf den 
Fortgang und den Erfolg der Reformen 
in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, 
und wir hoffen insbesondere auf große 
Fortschritte bei den Menschenrechten. 
Der Westen — ich sage dies für das ganze 
Bündnis — ist bereit, diese Entwicklung 
im Rahmen des Möglichen abzustützen. 
Für uns gilt: Je mehr Reform, je mehr 
Öffnung, je weiter die Umgestaltung, 
desto mehr Chancen eröffnen sich für 
konstruktiven Dialog und Zusammenar- 
beit. 

Unser Ziel ist dabei unverrückt: 
• Wir wollen die Trennung Europas 
überwinden, die durch politische, wirt- 
schaftliche und vor allem auch ideologi- 
sche Schranken bewirkt wird. 
• Wir wollen, daß Menschen zueinander- 
kommen. 
• Wir wollen trennende Mauern einrei- 
ßen. Dies muß auch und vor allem für 
Berlin gelten. 

Für eine dauerhafte 
Friedensordnung in Europa 
Ich danke auch heute und von dieser 
Stelle aus allen unseren Bündnispartnern 
für ihre Sorge um unsere alte Hauptstadt 
Berlin und für ihre Solidarität in der 
deutschen Frage. In der Brüsseler 
NATO-Erklärung steht der Satz — ich 
zitiere —: 

Wir streben nach einem Zustand des rfl 
dens in Europa, in dem das deutsche 
Volk in freier Selbstbestimmung seine 
Einheit wiedererlangt. Dies ist eine gf° 
artige Unterstützung unserer Politik, *u 

die wir dankbar sind. 
Schließlich richtet das Bündnis seinen 
Blick auf die weltweiten Prozesse und 
Verantwortlichkeiten. Dort können nur 
im Zusammenwirken aller Verantworte 
chen Lösungen erreicht werden. Zusan» 
menwirken müssen der Westen und de 

Osten und die Länder der Dritten WeK- 
Unser Bündnis ruft auf zu gemeinsame 
Anstrengungen, zu zukunftsgewandte«1 

und friedlichen Lösungen für Konfl1* 
in der Dritten Welt, für die Kontrolle 
militärischer Spitzentechnologien, föf 

wachsenden wirtschaftlichen Ungle«c"B 

wichte zwischen Nord und Süd und fu 
die alles überlagernden Probleme unse 
natürlichen Umwelt. 
Mit seinem Programm von Brüssel an 
wortet das NATO-Bündnis auf be»sp«e'' 
lose Chancen und wird der historische 
Herausforderung gerecht, eine friedu" 
chere Welt und insonderheit eine 
gerechte und dauerhafte Friedensord-  ^ 
nung in Europa zu schaffen. 

ab* 

Pressestimmen zum 
Brüsseler NATO-Gipfel 
„Kohl ist der Kanzler der Abrüstung, " 
auch der Champion der Verankerung ^ 
Westen." (Le Figaro, 1 •6' 
Bonn ist das Führungsland im europ ^ 
rhcn  1notrr " (\ a Roniihlica. '• sehen Lager. (La Republics, 

„ Verstärktes Prestige Bonns" .$)) 
(France Inter, 30. »• 

„Die fetteste Beute errang Deutschte"^ 
(Corriere della Sera, 31-5' 

 was uns übrige in der NA TO an8 
so schulden wir den Deutschen Dank- ^ 

(The Guardian, !•6* 
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Geißler-Brief an Simmel: 

»Salonsozialist" verleumdet die CDU 
^ÖU-Generalsekretär Heiner Geißler 
"at in einem offenen Brief den Schrift- 
steller Johannes Mario Simmel als 
JJtiÜionenschweren Salonsozialisten 
"^zeichnet, der aus der steuerbegün- 
stigten Schweiz unter dem Deckmantel 
fjes Antifaschismus die Christdemo- 
kraten verleumde. 

Sehr geehrter Herr Simmel, 
l* der Juni-Ausgabe des „ Vorwärts — 

°zialdemokratisches Magazin " haben Sie 
l" einem Beitrag mit der Überschrift „Küßt 

le Faschisten, wo ihr sie trefft" die Union 
<Us rechtsextrem diffamiert und damit 
lhren Wahlkampfbeitrag für die SPD — 

le bei früheren Wahlen auch schon — 
Gleistet. Über die literarische Qualität 
wer Bücher wird zu Recht gestritten, aber 
u*>er die Qualität Ihres politischen Urteils 
ann jetzt nicht mehr gestritten werden. 

Sie schreiben u.a.: 
•>Aber noch viel mehr zum Kotzen finde ich, 
*ie sich CDU und CSU verhalten. Keine 

ede davon, daß sie diese Pest bekämpfen. 
** Gegenteil, da waren sich alle Unions- 
erren sofort einig: Sie müssen noch wei- 

*r Rechtsaußen stehen als NPD und Repu- 
'kaner, damit sie deren Stimmen bekom- 

men." 

>   ..nn wir die Neu- und Altnazis nicht 
Tckjagen in ihre Rattenlöcher, wenn wir 

"s über die Bundestagswahl hinaus eine 
, eS'erung gefallen lassen, die diesen Ver- 
rechern nachhechelt, dann gute Nacht, 

es ist dann nicht schade um uns." 
Qniit hat die linke Literaturszene in Sim- 
el eine neue Charakterrolle: den millio- 

*nschweren Salonsozialisten als Schmier- 
ten. 

Qs sind die Tatsachen ? 

1. Tatsache ist, daß zahlreiche Gründer 
der CDU geprägt waren durch ihren 
Widerstand gegen den Nationalsozialis- 
mus. 
2. Tatsache ist, daß die CDU Ende der 
60er Jahre die rechtsextreme NPD mit 
aller Entschiedenheit bekämpft und 
wesentlich dazu beigetragen hat, daß diese 
Partei bei der Bundestagswahl 1969 erfolg- 
los blieb. 
3. Tatsache ist, daß ich für die CDU 
unmittelbar nach dem überraschenden 
Wahlerfolg der REP in Berlin jede Zusam- 
menarbeit oder gar Koalition mit den REP 
abgelehnt, zum Kampf gegen den Rechts- 
radikalismus aufgefordert und vor Schön- 
huber-Imitatoren gewarnt habe. 
4. Tatsache ist, daß der Bundesvorstand 
der CDU in seiner Erklärung vom 
17. 4. 1989 einstimmig jede Koalition mit 
den sogenannten Republikanern abgelehnt 
und die Notwendigkeit betont hat, gegen 
jede Form des politischen Radikalismus zu 
kämpfen. 
5. Tatsache ist, daß die CDU als erste Par- 
tei eine 63seitige Dokumentation über die 
rechtsradikale Politik der REP erarbeitet 
hat, die ich am 18. Mai 1989 in der Bun- 
despressekonferenz vorgestellt habe. Auf 
dieser Pressekonferenz habe ich u. a. fest- 
gestellt: 
„Die CDU lehnt eine Koalition mit der 
REP auf allen Ebenen ab. Die CDU wird 
nicht um einiger Wählerprozente willen 
ihre Seele verkaufen." 
Aber ein Simmel läßt sich ja durch Fakten 
nicht ins Bockshorn jagen. Ich habe neu- 
lich gelesen, Sie recherchierten für Ihre 
Romane die Fakten bis ins kleinste Detail. 
Das ist offensichtlich ein Märchen. Sie ver- 
leumden aus Ihrer Suite in der steuergün- 
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stigen Schweiz unter dem Deckmantel des 
Antifaschismus die Christlich Demokrati- 
sche Union, aus deren Reihen der Bundes- 
präsident, die Präsidentin des Deutschen 
Bundestages, der Bundeskanzler, der Prä- 
sident des Bundesverfassungsgerichts, fünf 
Ministerpräsidenten und Zehntausende 
von frei gewählten Abgeordneten, Stadt- 
und Gemeinderäten kommen. Sie verleum- 
den eine Partei, die durch ihre politische 
Arbeit entscheidend dazu beigetragen hat, 
daß die vergangenen vier Jahrzehnte der 
Bundesrepublik Deutschland die friedlich- 
ste, freiheitlichste und sozial gerechteste 
Periode deutscher Geschichte geworden 
sind. 
Ich weiß nicht, ob Sie sich wenigstens schä- 
men. Schämen muß sich die SPD, die Ihre 
Polit-Schmierereien abgedruckt hat. 
Dr. Heiner Geißler, MdB 

Schändliche 
DDR-Reaktion auf die 
Ereignisse in China 
Die Reaktion der DDR-Medien auf die 
schrecklichen Ereignisse in China ist 
unfaßbar, unglaublich und in höchstem 
Maße zynisch. Der Tenor lautet, Aufrüh- 
rer und Provokateure hätten „die Lage 
vor dem notwendig gewordenen massiven 
Einsatz des Militärs zugespitzt" und trü- 
gen damit die Verantwortung dafür, „daß 
die Volksbefreiungsarmee ihre lange 
geübte Zurückhaltung aufgeben mußte". 
Eine Anzahl von Personen habe in Ver- 
kennung der wahren Situation versucht, 
die Soldaten bei der Durchsetzung ihres 
Befehls zu hindern. Über die zahllosen 
getöteten Demonstranten wird nicht 
berichtet. 
Mit dieser wahrheitswidrigen und gänz- 
lich unbegreiflichen Reaktion isoliert sich 
die DDR-Führung international auf eine 

uns Deutsche bedrückende Weise, erklärt 
Ottfried Hennig, Parlamentarischer 
Staatssekretär im innerdeutschen Mini- 
sterium. Wer die Wahrheit über die 
grauenvollen Ereignisse in Peking so aui 
den Kopf stellt, wie das die offiziellen 
DDR-Medien tun, schadet dem deut- 
schen Namen in der Welt. 

Abscheu und Empörung 
Zu den Vorgängen in China erklärt der 
stellvertretende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Volker Rühe: 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion emp- 
findet tiefe Abscheu und Empörung 
gegenüber dem brutalen Vorgehen gege*1 

die sich für mehr Freiheit und Demokra- 
tie einsetzende chinesische Bevölkerung- 
Für die blutigen Massaker trägt die Füh- 
rung um Deng Xiaoping die Verantwor- 
tung. Die Idee der Freiheit und Demo- 
kratie wird jedoch nicht durch Waffenge' 
wait gestoppt werden können. Und die 
chinesischen Machthaber werden begrei- 
fen müssen, daß wirtschaftliche Refor- 
men ohne grundlegende politische Refar* 
men in Richtung auf mehr Freiheit für 
die einzelnen Menschen zum Scheitern 
verurteilt sind. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
bekundet ihre Solidarität und Unterstüt- 
zung mit den für mehr Freiheit und 
Demokratie kämpfenden Chinesen. 

10.000 Übersiedler 
aus der DDR 
Im Mai kamen mit über 10.000 Übersied' 
lern mehr Deutsche aus der DDR als in 
einem ganzen Quartal des Jahres 1988. 
Wenn die Flucht der Deutschen aus der 
DDR aufhören soll, muß die SED end- 
lich anfangen, mehr Demokratie zu 
ermöglichen, Freizügigkeit zu gewähren 
und die elementaren Menschenrechte z° 
garantieren. 
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»Wir lassen uns nicht den 
Mund verbieten" 
jn der aktuellen Debatte am 1. Juni 
J989 im baden-württembergischen 
^andtag sagte der CDU-Fraktionsvor- 
s,tzende Erwin Teufel zum Tagesord- 
nungspunkt „Auswirkungen des 
JUropa-Wahlkampfes der CDU auf 
J'e politische Kultur in Baden-Würt- 
temberg (beantragt von der Fraktion 
'«r Grünen): 

.ch suche von mir aus keinen Streit, weil 
,ch glaube, daß wir von den Bürgern 
gewählt sind, um Probleme zu lösen und 

je Zukunft zu gestalten. Wer aber, wie 
le Grünen, mit dieser Debatte — am fal- 

Schen Ort zum falschen Thema — Streit 
Ucht, der kann ihn haben. Die Grünen 

stön ein Wahlplakat der CDU zur Euro- 
Pawahl, und sie sehen die politische Kul- 
Ur gefährdet. Deshalb der Reihe nach 

*juerst zum Plakat, dann zum Inhalt und 
dann zur politischen Kultur. 
^uf einem Plakat kann man nicht argu- 

entieren und differenzieren, wie in 
lner Rede. Ein Plakat muß eine Aussage 
uf den Punkt bringen. Ein Plakat muß in 

rrägnanter Weise unterschiedliche Posi- 
'°nen markieren. Ich finde, daß der 
rundgedanke des Slogans „Radikale 

aHd«SPD ~" Zukunft und Wohlstand 
e" richtig ist und argumentativ zu bele- 

en ist. Ein rot-grünes Bündnis ist eine 
efahr für die wirtschaftliche Entwick- 

yng, ein Hemmschuh für Europa, eine 
erschlechterung der inneren Sicherheit 
*d deshalb eine Gefahr für wirtschaftli- 
en Wohlstand und für soziale Sicher- 

et. 

J^tbruch der SPD 
^ e SPD hat dies nicht anders gesehen. 

°cn im Januar dieses Jahres, vor den 

Wahlen in Berlin, hat Herr Momper klipp 
und klar gesagt, ein Bündnis mit der AL 
werde es für ihn und seine Partei nicht 
geben. Ja, noch am Wahlabend hat er 
eine solche Koalition abgelehnt. Inzwi- 
schen hat die SPD unter klarem Wort- 
bruch genau diese Koalition mit der AL, 
dem Berliner Landesverband der Grünen, 
gemacht. In Frankfurt gibt es eine Zweit- 
auflage dieser Koalition. 
Man stelle sich einmal vor, die CDU 
hätte in einem deutschen Bundesland 
oder in einer Großstadt eine Koalition 
mit den Republikanern gemacht. Zu 
Recht würden Sie Großplakate machen 
und plakatieren, daß ein Bündnis der 
Radikalen mit der CDU die Zukunft 
unseres Landes gefährdet. 

Wir sind nicht auf einem Auge blind. Wir 
lehnen ein Bündnis mit Rechtsaußen und 
Linksaußen ab. Mit solchen Kräften 
sollte keine große Volkspartei koalieren, 
das sage ich mit aller Eindringlichkeit an 
die Adresse der SPD. Die Parolen und 
Zielsetzungen dieser politischen Kräfte 
dürfen nicht durch uns legitimiert wer- 
den. 
Genau das ist durch das Bündnis 
SPD/AL in Berlin geschehen. Ich befasse 
mich mit Fakten, und zwar nicht mit dem 
Wahlprogramm der AL, in dem noch viel 
abstrusere Dinge stehen, sondern mit der 
Koalitionsvereinbarung. 

Menschenrechte sind unteilbar 

In dieser Koalitionsvereinbarung für Ber- 
lin steht kein Wort zur Mauer, kein Wort 
zur Wiedervereinigung, kein Wort zum 
Selbstbestimmungsrecht. Dafür werden 
die Zahlungen des Landes Berlin an die 
Zentrale Erfassungsstelle für Menschen- 



Seite 12 •   UiD 19/1989 WAHLKAMPf 

rechtsverletzungen in Salzgitter einge- 
stellt. Dabei hat diese Zentralstelle allein 
im vergangenen Jahr 1.232 Gewalttaten 
in der DDR registriert. Insgesamt sind es 
38.418 Gewalttaten, darunter Hunderte 
von Erschießungen von Flüchtlingen an 
der Mauer und an der Zonengrenze. Was 
ist denn von Parteien zu halten, die — zu 
Recht — täglich gegen Menschenrechts- 
verletzungen in Südafrika und Chile pro- 
testieren, aber brutale Menschenrechts- 
verletzungen in der DDR nicht einmal 
mehr registrieren wollen? Menschen- 
rechte sind doch unteilbar. 
Diese Fakten sollen wir nicht mehr nen- 
nen dürfen, weil es angeblich gegen die 
politische Kultur verstößt? 

Zur inneren Sicherheit hat die Berliner 
Koalition von SPD und AL vereinbart: 
— keine Sondereinheiten der Polizei; 
— Vorrang politischer Problemlösungen 
gegenüber polizeilicher Problemlösun- 
gen; 
— Abbau von Feindbildern auf allen Sei- 
ten; 
— neue, flexible Einsatzstrategien bei 
den Demonstrationen mit größtmöglicher 
Offenheit gegenüber den Veranstaltern; 
— so wenig sichtbare Polizeipräsenz wie 
möglich; 
— Verpflichtung jedes Polizeibeamten 
zur Aushändigung der Dienstkarte, ohne 
Ausnahme; 
— Beschränkung der Bewaffnung der 
Polizei auf das nach dieser neuen Kon- 
zeption notwendige Maß, insbesondere 
Verzicht auf polizeifremde Waffenarten. 

Diese neue Strategie mit beschränkter 
Bewaffnung der Polizei, mit wenig sicht- 
barer Polizeipräsenz und größtmöglicher 
Offenheit gegenüber dem Veranstalter 
wurde erstmals am 1. Mai in Berlin ange- 
wandt. Das Ergebnis: 
• Schäden in Millionenhöhe, Plünderung 

von Läden, ausgebrannte Autos, Verlet- 
zung von 346 Polizeibeamten. 
Die verordnete Taktik der „De-eskala- 
tion" hat zu einer Eskalation der Gewalt' 
zu einer Gefährdung des inneren Frie- 
dens geführt. Extremisten auf der Linke«1 

und Extremisten auf der Rechten schau- 
keln sich gegenseitig hoch. 
Wann erkennt die SPD, daß nicht die 
Anwesenheit der Polizei Ursache der 
Gewalt ist, sondern das kriminelle Potefl' 
tial autonomer und radikaler Gruppen- 
Das alles soll man nicht mehr sagen und 
fragen dürfen, weil das Aufzeigen der 
Fakten angeblich gegen die politische 
Kultur verstößt. 

Das Chaos ist vorprogrammiert 

Zum Strafvollzug vereinbarten SPD und 
AL nach dem Fachorgan „Der Strafvoll' 
zug" Nr. 11/89: 
— Erweiterung von Urlaub und Vollzug 
lockerungen; 
— offener Vollzug als Regelvollzug; 
— keine Vermehrung der Haftplätze; 
— Schließung der Frauenhaftanstalt; 
— Schließung von Sicherheitsbereichen 
für gefährliche Gefangene; 
— Auflösung der Sicherungsgruppen; 
— Abschaffung von Arrestzellen; 
— Auflösung des Krankenhauses der 
Berliner Vollzugsanstalten; 
— Akteneinsichtsrecht der Gefangenen 
in ihre Gefangenen-Personalakte. 
Das Fachorgan der Strafvollzugsbearnte 

„Der Strafvollzug" berichtet wörtlich: 
„Die AL hat ihr Ziel, die Abschaffung 
der Vollzugsanstalten in der Koalitions- 
vereinbarung festschreiben zu lassen, 
über den Umweg gezielter Einzelmaßna 

men erreicht. Die Zusammenfassung a" 
beabsichtigten Maßnahmen bedeutet d» 
bewußte Zerschlagung des Berliner Stra 
Vollzugs. Das Chaos ist vorprogram- 



WAHLKAMPF UiD 19/1989 • Seite 13 

^iert... Der Hungerstreik linksterroristi- 
scher Gewalttäterinnen begann in Berlin 
2e>tgleich mit der Aufnahme der Koali- 
üonsvereinbarungen über den Justizvoll- 
2u8, bei denen die AL auch Forderungen 
Zur Zusammenlegung linksterroristischer 
Gewalttäter stellte." 
^«e Haltung des SPD/AL-Senats von 
Berlin zum Hungerstreik und zur Zusam- 
menlegung der rechtskräftig verurteilten 
Terroristen ist bekannt. Nach Abbruch 
des Hungerstreiks erklärte der Regie- 
rende Bürgermeister Momper, die Inhaf- 
tlerten hätten „eine wichtige Vorleistung 
gebracht". Berlin stehe weiterhin zu sei- 
ner Bereitschaft, einer Zusammenlegung 
^zustimmen. 

*° «st der Rechtsstaat gefährdet 

^°lche Fakten soll man nicht mehr nen- 
nen dürfen, weil ihre Einführung in die 
^entliehe Diskussion angeblich die poli- 
usche Kultur gefährdet. In Wirklichkeit 
gefährdet eine solche Politik von SPD 
ünd AL zentrale Prinzipien des Rechts- 
staats. 
^'e Grünen haben vor kurzem auf Bun- 
desebene einen Beschluß zur Ausländer- 
Politik verabschiedet. Ich zitiere aus dem 
Pressedienst der Grünen wörtlich: 
",.s gibt keine von Ausländer- oder Flücht- 
l^gsproblemen überforderte Europäische 
Gemeinschaft, weder ökonomisch noch 
s°zial, noch kulturell; was es jedoch gibt, 
**' die weltweite Politik der wirtschaftlichen 
Ausbeutung und der sozialen, politischen 
Utld militärischen Unterdrückung durch die 
*dustrienationen der Europäischen 

Gemeinschaft." 
**fie Grünen betrachten das Bleiberecht als 
ln weltweites überstaatliches Menschen- 
echt, das keine Grenzen kennt. Es ist 
^vereinbar mit jeder Abschottung von 
renzen . . . Der Leitgedanke des Bleibe- 

*chts beinhaltet die Abschaffung aller 
ntragsverfahren und die Beseitigung aller 

administrativen Barrieren und Hinder- 
nisse. " 
Das alles soll man den Bürgern vor der 
Europawahl nicht sagen dürfen, weil man 
sonst gegen die politische Kultur ver- 
stößt. 
Einer der Verhandlungsführer der AL mit 
der SPD war der Rechtsanwalt und 
Linksanwalt Ströbele, der 1982 wegen 
Unterstützung der RAF rechtskräftig zu 
zehn Monaten Freiheitsstrafe verurteilt 
wurde. 
„Die Grünen übernahmen mit der Erb- 
schaft der .Neuen Linken' nicht nur eine 
Vielzahl von Personen, sondern auch das 
theoretische und ideologische Erbe dieses 
linken Radikalismus." Das ist nicht eine 
böse Behauptung von mir über die Grü- 
nen, sondern eine wörtliche Aussage von 
Joschka Fischer. 

Die AL ist nach Herrn Ströbele „die APO 
der 80er Jahre". Im Jahrbuch zum zehn- 
jährigen Bestehen der AL heißt es: „Der 
Hauptinhalt unserer Revolution liegt weni- 
ger in der Entmachtung der wirtschaftlich 
und politisch Mächtigen, sondern mehr in 
der radikalen Veränderung des Systems 
der Überzeugungen, Lebensvorstellungen 
und Gewohnheiten der Menschen." 
Mit dieser Gruppierung koaliert die SPD. 
Und da soll man nicht sagen dürfen, daß 
ein solches Bündnis die Zukunft unseres 
Landes gefährdet. 

Vor der Berliner Wahl, am 23. Januar 
1989, erklärte Hans-Jochen Vogel für das 
Parteipräsidium der SPD: „Wer AL 
wählt, bewirkt Unsicherheit und Instabili- 
tät." 
Wir sagen auf unserem Plakat nach der 
Berliner Wahl und vor der Europawahl 
das gleiche, und wir fügen hinzu: Wer mit 
der AL koaliert, bewirkt Unsicherheit 
und Instabilität. 
Da wird meiner Partei vorgeworfen, sie 
verstoße gegen die politische Kultur, der 
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Partei wird das vorgeworfen, der in frühe- 
ren Wahlkämpfen auf Plakaten die Frie- 
densfähigkeit abgesprochen wurde. 
— „Statt Strauß den Frieden wählen." 
— „Helmut Schmidt: Kanzler des Frie- 
dens. F. J. Strauß: Kandidat des Unfrie- 
dens." 
— „Wer Kohl wählt, bekommt automa- 
tisch neue Raketen." 
(Das wird gegen den Kanzler gesagt, in 
dessen Amtszeit zum erstenmal Raketen 
abgerüstet werden.) 

Wir kennen die Lehren von Weimar 

Wir lassen uns von Ihnen nicht mit dem 
Totschlagargument „Verstoß gegen die 
politische Kultur" den Mund verbieten. 
Wir kennen die Lehren von Weimar und 
wissen, daß Radikale von rechts und 
links die Demokratie zerstören können. 
Wir wissen, daß Demokraten Radikale 
bekämpfen und nicht hoffähig machen 
sollten. Wir sagen den Bürgern, daß sie 
Radikale von rechts und links mit dem 
Stimmzettel stoppen können. Wir sagen 
ihnen, daß Radikale von links und von 
rechts in diesem Europawahlkampf beide 
die EG ablehnen. Wir aber sehen unsere 

Achtung, CDU-TV-Spots 
Zu folgenden Zeiten sehen Sie im Fern- 
sehen TV-Spots der CDU zur Europa- 
wahl in einer Länge von ca. 2% Minu- 
ten: 
12. Juni, 
12. Juni, 
13. Juni, 
13. Juni, 
14. Juni, 
14. Juni, 
16. Juni, 
16. Juni, 
16. Juni, 
17. Juni, 

17.42 
21.40 
20.15 
22.10 
17.42 
19.21 
17.42 
17.45 
21.50 
18.57 

Uhr (SAT 1) 
Uhr (RTL plus) 
Uhr (ARD) 
Uhr (ZDF) 
Uhr (SAT 1) 
Uhr (ZDF) 
Uhr (SAT 1) 
Uhr (RTL plus) 
Uhr (ARD) 
Uhr (SAT 1) 

Zukunft in der Europäischen Gemein- 
schaft. 
Die CDU hat sich nicht zu rechtfertigen 
für ihr Wahlplakat. Wir können seine Aus- 
sage mit Fakten belegen. Wenn sich 
jemand rechtfertigen muß, dann diejeni- 
gen, die in Aussagen, in Koalitionsverein- 
barungen und in Koalitionen und in prakti- 
scher Politik solche Ziele verfolgen, wie 
ich sie gerade dargestellt habe. * 

Deutlich weniger 
Asylbewerber 
Die von der Bundesregierung beschlosse- 
nen Maßnahmen gegen den Asylmiß- 
brauch durch Polen und Jugoslawen zei- 
gen sichtbare Wirkung. Das Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge hat im Mai 1989 6.540 Asyl- 
bewerber (Vormonat: 8.358) registriert. 
Die Zahl ist damit erneut erheblich 
zurückgegangen, allein gegenüber dem 
Vormonat um über 22 Prozent und hat 
sich gegenüber Februar, als über 12.000 
Personen registriert wurden, nahezu hal- 
biert. Auch gegenüber dem Vorjahresmo- 
nat Mai 1988 haben die Asylzahlen deut- 
lich abgenommen (7.173 Personen). 
Gleichwohl liegt der AsylbewerberzuganS 
in den ersten fünf Monaten dieses Jahres 
mit 49.684 Personen noch immer um etwa 

35 Prozent über dem des Vergleichszeit- 
raumes des Vorjahres (31.962 Personen)- 

Peter-Uwe Conrad zum 
Generalsekretär gewählt 
Neuer Generalsekretär der CDU Schles- 
wig-Holstein ist der bisherige Abteilung8' 
leiter im Kieler Umweltministerium, 
Peter-Uwe Conrad. Als einziger Kandid3 

vom Landesvorstand vorgeschlagen, 
erhielt Conrad auf einem außerordentli- 
chen Parteitag der Landespartei am 
Samstag, 3. Juni 1989, in Eckernförde 19? 

von 277 abgegebenen Stimmen. 20 Dele- 
gierte enthielten sich. 
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^ne gute Nachricht: 

Arbeitslosigkeit unter der 
^Millionen-Grenze 
. Ir haben im Mai eine Schallmauer 
"rchbrochen, stellte Bundesarbeits- 
">ister Norbert Blüm in einer Regie- 

rungserklärung am 2. Juni im Deut- 
en Bundestag fest. Die A r bei ts lo- 
ll»  lt Jiegt erstina's se^ Oktober 
Q «2 wieder unter der 2-MilI ionen- 

renze. Mit weniger als 1,95 Millio- 
^ n Arbeitslosen wurde die 2-Millio- 
W.n-Marke unterschritten. Das ist ein 
I J^'ges Datum der Zuversicht. Im 
/J*en Monat hat die Zahl der 
rbeitslosen um rund 90.000 abge- 
nimPn    Ton für Ton icr Ana ain Dii. 

ton 
lfnen. Tag für Tag ist das ein Rück- 
8 um rund 3.000. 

ö
as >st kein Grund für Zufriedenheit. 

es .nn wir sind noch nicht am Ziel. Aber 
^,st ein Anlaß für Zuversicht, daß wir 
^e.Arbeitslosigkeit Schritt für Schritt 
*un}Clcdrän8en- u- a- sa8te Norbert Blüm 

r Lage auf dem Arbeitsmarkt: 
fa,
r *c°mmen voran. Nach Jahren der Tal- 

A  n geht es wieder bergauf mit den 

als 
>eitsplätzen. Seit 1983 haben wir mehr 
eine Million neuer Arbeitsplätze 

u   haffen. Saisonbereinigt hatten wir im 
%* Und APril über 27*5 MJo- Erwerbs- 
^öjf 'n der BundesrePubnlc- Das ist der 
4Qj.!?ste Beschäftigungsstand in der 
ÖU iri8en Geschichte unserer Republik. 
^ Statistik der Bundesanstalt für Arbeit 
'^8 V°n SePtember 1983 bis September 
s0^. e»nen Zuwachs von 1,2 Millionen 
^'aiversicherungspflichtig Beschäftig- 

auf. 
'or 

&e_ * Jem die Frauen haben von diesem 
7OQ

Ciläftigungsgewinn profitiert. Über 
ejne °° Frauen haben seitdem zusätzlich 

n Arbeitsplatz neu gefunden. Nie 

zuvor hatten mehr Frauen einen Arbeits- 
platz als heute. 
Die Arbeitslosenzahlen sind nicht in glei- 
cher Stärke gesunken wie die Zahl der 
Arbeitsplätze sich erhöht hat. Das hängt 
damit zusammen, daß die Nachfrage 
nach Arbeit gewachsen ist. 

Die demographische Entwicklung durch 
die geburtenstarken Jahrgänge erhöhte 
das Arbeitskräftepotential bei Deutschen 
um 443.000, bei Ausländern um 294.000, 
das gestiegene Erwerbsverhalten vor 
allem von Frauen erhöhte es um 250.000, 
die Zuwanderung von Aussiedlern, Über- 
siedlern und Ausländern erhöhte es um 
278.000. 
Am größten sind unsere Erfolge im 
Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit. 
Der Anteil der Arbeitslosen unter 25 Jah- 
ren an allen Arbeitslosen betrug im März 
1989 bei uns 16,8 %, in Italien lag er bei 
54,2 %, in Spanien bei 42,8 %, in Frank- 
reich bei 29,3 % und in Großbritannien 
bei 28,8 Prozent. 

Erstmals seit 1981 gibt es wieder Ange- 
botsüberhänge bei den Ausbildungsplät- 
zen. 1988 wurden 610.000 AusbHdungs- 
verträge abgeschlossen. Tatsächlich ange- 
boten wurden fast 672.000 Ausbildungs- 
stellen. Ende April 1989 standen 238.396 
offenen Stellen knapp 170.000 noch nicht 
vermittelte Bewerber gegenüber. 

Die Zahl der Kurzarbeiter, die Ende 1982 
auf über 1,1 Millionen Arbeitnehmer 
gestiegen war, lag im April 1989 bei 
200.000. Die Zahl der gemeldeten offenen 
Stellen hat sich seit Ende 1982 vervier- 
facht. 
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Hilfe für Langzeitarbeitslose 
Ein Hilfsprogramm für rund 
60000 Langzeitarbeitslose ist in einem 
Gespräch unter Vorsitz von Bundesar- 
beitsminister Norbert Blüm (CDU) 
von den Spitzenverbänden der Sozial- 
partner, Gebietskörperschaften, Kir- 
chen und Wohlfahrtsverbänden akzep- 
tiert worden. Für Lohnkostenzuschüsse 
und andere Hilfen sollen ab Juli dieses 
Jahres bis 1992 vom Bund 1,75 Mil- 
liarden Mark bereitgestellt werden. 

Mit zeitlich befristeten, gestaffelten 
Lohnkostenzuschüssen von insgesamt 
1,5 Milliarden Mark sollen Arbeitgeber 
dazu bewegt werden, Menschen einzu- 
stellen, die ein Jahr und länger ohne 
Stelle waren. Weitere 250 Millionen Mark 
stehen für Projekte bereit, mit denen 
besonders beeinträchtigte Langzeitar- 
beitslose gefördert werden sollen. 

Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
sagte zur Einleitung des Gesprächs am 
„Runden Tisch sozialer Verantwortung" 
zur Überwindung der Langzeitarbeitslo- 
sigkeit u.a.: 

Das Gespräch, das wir jetzt führen, ist 
nur eine Initiative. Ich hoffe, daß sie als 
eine Initialzündung weiterer Initiativen 
wirkt. Wir brauchen Hilfen vor Ort. Die 
Lage ist regional und sektoral unter- 
schiedlich, und die Voraussetzungen der 
Hilfen sind nicht überall gleich. 

Ich wünsche mir, daß überall die Institu- 
tion des „Runden Tisches" Menschen 
und Gruppen zur sozialen Verantwortung 
zusammenbringt. Es gibt so viel guten 
Willen in unserem Land. Er muß gebün- 
delt werden, die Initiatien sollen koordi- 
niert werden. 

Unser Beitrag: 
Lohnkostenzuschüsse für Langzeitar- 

beitslose für 1 Jahr (1,5 Mrd. DM 
Gesamtvolumen) 

1 bis 2 Jahre arbeitslos 
60 Prozent — 1. Halbjahr 
40 Prozent — 2. Halbjahr 

2 bis 3 Jahre arbeitslos 
70 Prozent — 1. Halbjahr 
50 Prozent — 2. Halbjahr 

Über 3 Jahre arbeitslos 
80 Prozent — 1. Halbjahr 
60 Prozent — 2. Halbjahr 
250 Mio. DM für neue Wege der Motiv1*' 
rung und Betreuung der Langzeitarbeit» 
losen. 

Das ist ein konkreter Beitrag. Aber es 
muß weitergehen: 
• Allgemeine Qualifizierung bleibt 
Hauptaufgabe der Betriebe, so wichtig 
wie Investitionen. 

• Neue Arbeitszeitformen wie beispiels 

weise Teilzeit müssen verbreitet werde • 

• Neue Beschäftigungsfelder müssen 
erobert werden. 

• Die 5 Mrd. DM, die das Gesundheit^ 
reformgesetz zur Verfügung stellt, kÖO 
zum Ausbau einer Infrastruktur ambü 

ter Pflege benutzt werden. Sind wir d?x\ 
auf vorbereitet, beruflich und instituti 
nell? 

• Jährlich 2,45 Mrd. DM aus dem SöjjJ, 
turhilfegesetz können neue Beschäft'j» -.f 

gen schaffen helfen und Einstieg auC 

Arbeitslose werden. 

• Vermittlung der Bundesanstalt für   .^, 
Arbeit kann durch uneingeschränkte 
dung der offenen Stellen verbessert *e 

den. 
• Der Umweltschutz schafft Arbeit- 
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Norbert Blüm: 

Gesundheitsreform deutlich auf 
Erfolgskurs 
»£s wird täglich deutlicher: Die 
'esundheitsreform entlastet unsere 

jj^Jger. Es spricht sich herum: Stabile 
ai?,träge und neue Leistungen kommen 
"en Mitgliedern der gesetzlichen 

^•"ankenversicherung zugute. 

le Koalition der Mitte hat Wort gehal- 
&• Wir haben unsere Handlungsfähig- 
W für das Gemeinwohl und Gestal- 

Jjngskraft für die Zukunft gegen 
eschmacklosigkeit jeder Art, gegen 
n^ahrheiten und Verdrehen unserer 

Pp'tischen Gegner unter Beweis gestellt. 
. nsere Reform ist eine Reform für die 

ersicherten, denn 
... efstmals seit 4 Jahren gab es nicht die 
, "chen Beitragsanhebungen. 4 Milliar- 

T
en Mark bleiben deshalb in den 
aschen der Beitragszahler; 
den Vorteil haben auch die Rentner: 

h\\  ^entenanPassung zum L Juli '989 
't höher aus als erwartet; 
Qle Allgemeinen Ortskrankenkassen 

/°§nostizieren stabile Beiträge bis in das 

fn 4 bis 5 Prozent; 

1992 hinein; für die nächsten Quar- 
e rechnen sie mit Ausgabenrückgängen 

]e Pharmaindustrie leistet ihren Soli- 
I 

^   beitrag. Für einige Medikamente wur- 
n bereits die Preise gesenkt. Wenn in der leiten Jahreshälfte für Medika- 

2 |J?.te.mit einem Umsatzvolumen von 
Y   ^Harden Mark in der gesetzlichen 
k. jj^enversicherung Festbeträge in 
m   't treten, dann kommen die Arznei- 

% ^von 

•preise auf breiter Front ins Wan- 

profitieren die Versicherten 

gleich zweifach: Für Medikamente mit 
Festbeträgen entfällt künftig die 
Rezeptgebühr von 3 Mark je Medika- 
ment, die Krankenkassen erhalten Spiel- 
raum, das eingesparte Geld durch Bei- 
tragssenkungen zugunsten der Versicher- 
ten zu verwenden; 
• fast die Hälfte des gesparten Geldes 
geben wir für neue Leistungen aus. 
Davon profitieren vor allem die Mitbür- 
ger, die zu Hause Schwerpflegebedürftige 
betreuen; 
• wir verbessern den Anspruch auf Vor- 
sorgeuntersuchungen für Kinder, Jugend- 
liche und Erwachsene vom 35. Lebens- 
jahr an; 

• wir stärken Maßnahmen zur Gesund- 
heitsförderung und Vorbeugung; 
• wir verbessern die Rechtsstellung der 
Frauen durch Einführung einer eigen- 
ständigen Familienversicherung; 
• die Ansprüche auflaufendes Mutter- 
schaftsgeld werden verbessert; 
• ein einheitliches Entbindungsgeld wird 
eingeführt. 
Kurzum: Die Gesundheitsreform ist auf 
Erfolgskurs. Wir sichern unser freiheitli- 
ches Gesundheitssystem zu wirtschaftlich 
zumutbaren Bedingungen für Versicherte 
und Leistungsanbieter." 
Die Gesundheitsreform wirkt: Davon 
kann sich jeder selbst überzeugen. Er 
braucht nur die Zeitung aufzuschlagen. 
Da wird er zunächst feststellen, daß die 
Horrormeldungen zur Gesundheitsre- 
form wie Luftblasen zerplatzen: 
• Der Geschäftsführer des Bundesver- 
bandes der pharmazeutischen Industrie, 
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Hans Rüdiger Vogel, bekennt offen, daß 
es falsch war, den Versicherten den 
„Weltuntergang" einzureden, (dpa 6. 4.) 
• Die medizinische Versorgung aller Ver- 
sicherten bleibe nach Inkrafttreten der 
neuen Bestimmungen gesichert, betonte 
der Präsident der Bundesärztekammer, 
Dr. Karsten Vilmar, bei der Eröffnung 
des Deutschen Ärztetages in Berlin. 
(Neue Ärztliche 3. 5.) 
• Der Zentralverband der Krankengym- 
nasten erklärt, es habe nach Inkrafttreten 
des Gesundheits-Reformgesetzes keinen 
Rückgang an Behandlungen gegeben. 
Die Patienten seien eher erstaunt, daß die 
Zuzahlungen mit durchschnittlich 1,89 
Mark je Einzelbehandlung sehr niedrig 
ausfalle, (dpa 28. 4.) 
• Die Zahntechniker geben zu, daß sie 
im ersten Quartal dieses Jahres nicht im 
zunächst befürchteten Umfang Umsatz- 
einbußen hinnehmen mußten. (Handels- 
blatt 25. 4.) 
• Der Kommentar der Ärztezeitung muß 
zugeben, daß sich bis jetzt in den Praxen 
noch nicht viel geändert hat. (26. 5.) 
Es spricht sich also herum: Die Gesund- 
heitsreform ist besser als ihr Ruf. Das 
sagt nicht nur Norbert Blüm. Dr. Hein- 
rich Reiter (Handelsblatt 24. 2.), Präsi- 
dent des Bundessozialgerichts, stimmt 
dem ebenso zu wie ein Arzt aus Gießen, 
der sich in der Frankfurter Rundschau 
(26. 5.) dazu bekennt, nicht ohne zu 
erwähnen, daß er eigentlich „rot-grün" sei. 

Der abziehende Dunstschleier der Des- 
information macht endlich auch die Sicht 
frei auf die eigentlichen Erfolge der 
Reform: 
• Die Beitragszahler werden entlastet. 
Zum ersten Mal seit 4 Jahren bleiben zum 
Jahresanfang 1989 die Beitragssätze für 
die gesetzliche Krankenversicherung im 
Bundesdurchschnitt stabil. 
• Berechnungen des AOK-Bundesver- 

bandes zeigen, daß es durch die Gesund' 
heitsreform insgesamt zu erheblichen 
finanziellen Entlastungen kommen kann- 
(Süddeutsche Zeitung 24. 5.) Die 
Betriebskrankenkassen melden: „spütv 
rer Ausgabenrückgang im 1. Quartal 1" 
durch das GRG" (Presseerklärung vom 
28. 4. 89) 
• Die Pharmaindustrie leistet allen 
Unkenrufen zum Trotz einen deutliche11 

Solidarbeitrag. Dazu die „Neue Ärztli- 
che": „Der Aufschrei der Pharmaindu- 
strie erfolgt", weil mit den Festbeträge11 

nun der vom Gesetzgeber gewollte und 
einkalkulierte Beitrag der Leistungser- t 

bringer zur Gesundheitsreform beginn1-   f 
(16.5.89) 
• Die Festbeträge wirken aber bereits, 
bevor sie in Kraft sind: Die Firma 
Thomae in Bieberach hat als erstes ?*&' 
maunternehmen die Preise für zwei ihre 

wichtigsten Produkte um 25 bis 30 Pr°' 
zent reduziert. 
• Wie Festbeträge den Wettbewerb sti- 
mulieren, zeigt sich bereits bei Brilleng 
stellen: Seit die Zuzahlung von 40 auf* 
Mark gesenkt wurde, bieten etwa die 
Hälfte der 7.400 Optiker-Geschäfte in d 

Bundesrepublik Brillengestelle zum 
neuen Festbetrag an. 
Wir sind also auf dem richtigen Weg, 
angepeilte Einsparziel von 13,8 Mill'f 
den Mark zu erreichen. Davon P1"0*"1*!?. 
ren neben den Beitragszahlern auch d» 
Rentner, deren Rentenanpassung zum ^ 
Juli dieses Jahres bereits höher ausfa1 

wird als ursprünglich angenommen      ^ 
wurde. 

Über 4 Prozent WachstiU* 
Das reale Wirtschaftswachstum in der ^ 
Bundesrepublik Deutschland erreicht 
ersten Quartal dieses Jahres gegenüf 
dem entsprechenden Vorjahreszeitr 
beachtliche 4,2 Prozent. Dies ist der 
größte Wachstumssprung seit 1984. 

am11 
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Ulf Fink wiedergewählt 
ühÜ ^e'tanträ8e unter Dach und Fach, 
.Erzeugende Auftritte des Parteivor- 
7*enden und des Generalsekretärs — 
'e Delegierten der 23. Bundestagung 

,*r Christlich-Demokratischen 
^beitnehmerschaft (CDA) konnten 
JJJ Königswinter (2. bis 4. Juni 1989) 
^•frieden nach Hause fahren. 

j* alte und neue Bundesvorsitzende der 
, 9^"Sozialausschüsse, Ulf Fink, hatte 

61 seinem ersten CDA-Bundeskongreß 
, s Vorsitzender keine Zitterpartie zu 
Stehen. Der ehemalige Berliner Sozial- 

^nator erhielt als einziger Kandidat 275 
jfl 321 Stimmen der Delegierten. Als 
j^atzmeister wurde der Kölner CDU- 
^ndtagsabgeordnete Heinz Soenius mit 

, bf nvältigender Mehrheit bestätigt. Die 
^«antrage „Zukunft der Arbeit - 

ü*unft des Sozialstaates" und „Politik 
en in der CDA" waren beide J^Frau 

°n den rund 330 Delegierten angenom- 
^ Worden. Programmatisch sind damit 

le nächsten beiden Jahre abgedeckt. 
b 

Lotionen kamen lediglich beim Thema 
auenpolitik auf. Erst nach einer Ande- 

rs des Textes nahmen die Delegierten 
jj sen Leitantrag an, durch den der 
,} auenanteil in der Mitgliedschaft und 
e-n Entscheidungsgremien der CDA auf 
hin      tte' gesteigert werden soll. Immer- 
.  . so der CDA-Bundesvorsitzende, sei 
aamitd:—    • 

^mtt 
be 

la'ausschüssen fest verankert. Fink 
*J^ßte das Programm der Regierung 
^j öekämpfung der Langzeitarbeitslosig- 
51  " ^s sei besser, Arbeit zu finanzieren 

Arbeitslosigkeit. 

de ^
Wu«*de in seinen Forderungen von 

<je    
0rsitzenden der Frauen-Union, Bun- 

ta8spräsidentin Rita Süssmuth, unter- 

•n ä   ^'e Forderung nach mehr Frauen 
Sc'?

,lltern und Positionen auch in den 

stützt. Zusätzliche Leistungen für Mütter 
und Erziehende seien „unverzichtbar". 
Norbert Blüm bezeichnete die Gesund- 
heitsreform und die Familienpolitik der 
Regierung als erfolgreich. Als früherer 
Vorsitzender der CDA nannte Blüm die 
Sozialausschüsse „Pfadfinder" für neue 
Probleme in der Gesellschaft. 

Mit stehenden Ovationen bekundeten die 
Sozialausschüsse am Samstag Helmut 
Kohl und Sonntag Generalsekretär Hei- 
ner Geißler ihre Sympathie. 

Bundeskanzler Helmut Kohl, der mit den 
etwa 400 Tagungsteilnehmern am Sams- 
tag diskutiert hatte, wies ebenso wie 
CDU-Generalsekretär Heiner Geißler 
einen Tag später jede Koalition mit radi- 
kalen Kräften entschieden zurück. Er rief 
die Sozialausschüsse der Union dazu auf, 
die Bekämpfung der radikalen Parteien 
in den Betrieben aufzunehmen. Zwischen 
rechts und links gebe es da überhaupt 
keinen Unterschied, sagte Helmut Kohl. 
Die Radikalen versuchten vor allem bei 
den Arbeitnehmern anzusetzen. 

Helmut Kohl richtete an die Delegierten 
der Sozialausschüsse in Königswinter die 
Worte, die Regierungschefs der EG wür- 
den noch in diesem Jahr eine europäische 
Sozialcharta verabschieden, wobei es mit 
ihm eine Einschränkung der Mitbestim- 
mung und den Abbau von Sozialrechten 
nicht geben werde. 

Heiner Geißler unterstützte ausdrücklich 
die CDA-Auffassung, daß der Begriff der 
Arbeit heute außer der herkömmlichen 
Erwerbsarbeit auch die ehrenamtliche 
Nicht-Erwerbsarbeit umfasse. So gebe es 
heute nicht nur die Erwerbstätigkeit in 
Fabrik oder Büro, sondern auch die 
Tätigkeit für die Familie und Pflegebe- 
dürftige. 
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Die europäische Dimension 
im Unterricht der Schule 
Mit der Schaffung des Europäischen 
Binnenmarktes ab 1993 beginnt ein 
neues und entscheidendes Kapitel in 
der Geschichte der europäischen Eini- 
gung. Der Fortfall der Binnengrenzen 
in den zwölf Ländern der Europäi- 
schen Gemeinschaft wird das Gesicht 
des Kontinents prägen. Die Bürger 
Europas werden lernen, in neuen 
Dimensionen zu denken, stellt der Vor- 
sitzende des Bundesfachausschusses 
Kulturpolitik, Kultusminister Georg 
Gölter fest. 

Das nationale Bildungssystem muß sich 
auf die europäische Integration einstel- 
len. Die jungen Menschen müssen inten- 
siv auf die neue Situation, als Europäer 
in Europa zu leben, vorbereitet werden. 
Europa wird gerade der jungen Genera- 
tion eine Fülle von Chancen bieten. Mehr 
als bisher muß insbesondere auch der 
Unterricht der Schule einen Beitrag lei- 
sten, dem Schüler einen fundierten 
Zugang zu Europa und damit eine sach- 
gerechte Planung seiner persönlichen 
Zukunft zu ermöglichen. 

1. Der Unterricht muß umfassend 
über Europa informieren 
Nach den Richtlinien für den Unterricht 
an allgemeinbildenden Schulen wird das 
Thema „Europa" überwiegend in den 
Fächern Geschichte, Erdkunde, Gemein- 
schaftskunde und Sozialkunde behandelt. 
Auch für die anderen in Betracht kom- 
menden Fächer ist eine stärkere Behand- 
lung europäischer Themen zu fordern: 
In der Behandlung von Literatur, Kunst, 

Philosophie/Ethik und Religion ist die 
gemeinsame kulturelle Identität Europ3 

hervorzuheben. Gemeinsam steht EuroP 
in der Tradition der Antike, des Christe 
turns und der Aufklärung. Von Europa 

gingen und gehen entscheidende Impul 

zur Entwicklung des freiheitlichen dein 
kratischen Rechtsstaates und zur weit*' 
ten Durchsetzung der Menschenrechte 
aus. Die Kultur Europas bildet das geI' 
stige Fundament der europäischen Eij11 

gung, deren Ziele sich nicht auf die W,r^ 
schaftliche und politische Integration 
beschränken. Es muß immer wieder de 
lieh werden, daß Europa auch eine 
Werte- und Kulturgemeinschaft ist. 

Der Binnenmarkt wird die berufliche 
Zukunft und Mobilität der jungen Gene 

ration erheblich beeinflussen. Deshalb 
sind für jeden Schüler Kenntnisse übe» 
die Zusammenhänge der europäischen 
Wirtschaft unverzichtbar. „Europäisch 
Wirtschaftskunde" muß deshalb zum   ^ 
Thema des Unterrichts werden. In dies 
Zusammenhang gehören auch eine eu 
paorientierte Verbrauchererziehung u 

Umweltbildung. 

Mit der Vollendung des Binnenmarkte 
bekommen die sozialen Grundrechte e 

zusätzliche, europaweite Bedeutung- 
Dazu gehören u. a. die Freizügigkeitv. 
Personen, d. h. ihre Niederlassungsfrel' 
heit, und damit die Anerkennung von 
Schul-, Hochschul- und Berufsabschlj»8' 
sen sowie die Angleichung von Ausb»1' 
dungsgängen. Damit junge Menschen 
ihre Zukunft realistisch planen könne » 
muß die Schule ausreichende Grund«0'^ 
formationen über soziale Grundrechte 
Europa vermitteln. 
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2. Die Lehr- und Lernmittel der 
Schule müssen europagerecht 
gestaltet werden 
Öie Lehr- und Lernmittel der Schule wer- 
den in der Regel für mehrere Schülerjahr- 
gänge eingesetzt. Viele Bestände sind in 
pezug auf europäische Themenstellungen 
'nzwischen veraltet. Im Hinblick auf die 
Verwirklichung des Binnenmarktes bis 
Ende 1992 ist eine umgehende Revision 
vorzunehmen: 
In die Lehrbücher der einschlägigen 
Fächer sind aktuelle und grundlegende 
Informationen über die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften aufzu- 
knien. 
^ie kartographischen Lehrmittel sind zu 
aktualisieren und um europa-spezifische 
Darstellungen zu ergänzen, 
^n den Schulen ist ein informatives euro- 
päisches Lesebuch einzuführen, das die 
Verschiedenen Institutionen, Organe und 
Tätigkeitsfelder der EG darstellt, Pro- 
blemfelder aufzeigt, Lösungsmöglichkei- 
ten zur Diskussion stellt und die Erfolge 
jnid weiteren Chancen der europäischen 
Einigung hervorhebt. 
Eür den Unterricht der Schule soll ein 
kurzgefaßteS5 graphisch ansprechend 
gestaltetes „Handbuch der europäischen 
jnstitutionenkunde" erarbeitet werden. 
Ein solches Handbuch, das auch in der 
außerschulischen Jugend- und Erwachse- 
nenbildung eingesetzt werden kann, soll 
[J verschiedenen Sprachen die 
^eschichte der EWG/EG sowie deren 
°rgane, Institutionen und Symbole dar- 
stellen. Auch der Europarat muß in die- 
Sem Handbuch behandelt werden. 

2 Der Fremdsprachenunterricht an 
öen Schulen muß intensiviert 
Eitlen 
öie mit der Vollendung des Europäi- 
cnen Binnenmarktes zu erwartende grö- 

ßere Mobilität wird die Bürger der ver- 
schiedenen Mitgliedsländer der Europäi- 
schen Gemeinschaft beruflich und privat 
mehr zusammenführen. Ohne Fremdspra- 
chenkenntnisse können die Chancen, die 
die europäische Einigung bietet, nicht 
ausreichend wahrgenommen werden. Ziel 
muß deshalb sein, daß jeder Jugendliche 
im Rahmen der schulischen Allgemein- 
bildung die Sprache mindestens eines 
anderen Mitgliedslandes erlernt. Neben 
der englischen kommt der französischen 
Sprache aufgrund des deutsch-französi- 
schen Vertrages besondere Bedeutung zu. 
Darüber hinaus sollte die Schule die 
Möglichkeit bieten, Teilfertigkeiten in 
weiteren Sprachen zu erwerben. Europas 
Bürger brauchen neben der fundierten 
Fremdsprachenkenntnis auch die Fähig- 
keit, mit der Vielfalt der Sprachen in 
Europa im Alltag angemessen umgehen 
zu können. 
Auch in vielen Berufen werden die 
Anforderungen an die Sprachkompetenz 
zunehmen. Deshalb ist an den berufli- 
chen Vollzeitschulen der Unterricht in 
Fremdsprachen unverzichtbar. In der 
Berufsschule kommt dem Fach Englisch 
eine wachsende Bedeutung zu. 
Die Einrichtung bilingualer Schulen oder 
Schulzüge ist zu fördern. 
Der Fremdsprachenunterricht muß in sei- 
ner inhaltlichen Struktur insgesamt euro- 
päische Themenstellungen verstärkt ein- 
binden. 

4. Europäische 
Schulpartnerschaften müssen 
ausgebaut und gepflegt werden 
Über den Unterricht der Schule hinaus 
muß der Schüler Gelegenheit erhalten, 
unter fachkundiger pädagogischer Anlei- 
tung europäische Länder kennenzuler- 
nen. Die Schüler sind über deren politi- 
sche, wirtschaftliche und sozialen Ver- 



Seite 22 •  UiD 19/1989 EUROPA 

hältnisse zu informieren. Schulpartner- 
schaften und Schüleraustausch bieten 
effektive Möglichkeiten, dem Schüler 
europäische Erfahrungen zu vermitteln 
und europäische Entwicklungen in die 
Ausbildung einzubeziehen. Die Schulver- 
waltungen der Bundesländer sollen sich 
deshalb stärker als bisher um die Vermitt- 
lung von Schulpartnerschaften bemühen. 
Dabei sind regionale Gegebenheiten wie 
z. B. bestehende Städtepartnerschaften 
oder wirtschaftliche Verbindungen zwi- 
schen Heimatregion und einem anderen 
EG-Mitgliedsland besonders zu berück- 
sichtigen. 
Wo Teilfertigkeiten in weiteren Sprachen 
vermittelt werden, können Schulpartner- 
schaften mit entsprechenden Ländern 
den Sprachunterricht in besonderer 
Weise ergänzen. 

5. Die Lehrer müssen 
„fit" für Europa sein 

Die Behandlung Europas im Unterricht 
der Schule steht und fällt mit dem Selbst- 
verständnis der einzelnen Schule und mit 
dem Engagement des Lehrers. Die Eini- 
gung Europas bedarf nach wie vor nach- 
haltiger Überzeugungsarbeit für dieses 
historische Ziel. Deshalb müssen Lehrer 
in verstärktem Maße befähigt werden, die 
Europathematik sachkundig und didak- 
tisch gut aufbereitet ihren Schülern zu 
vermitteln. 
Die Hochschulen müssen für angehende 
Fremdsprachenlehrer europäische 
Inhalte in das Studium integrieren; auch 
Studienseminare müssen dieser Thematik 
Rechnung tragen. Studenten, die Fremd- 
sprachen studieren, sollten ein Jahr ihres 
Studiums im Ausland absolvieren. 
Die Europäische Gemeinschaft sollte 
durch ein entsprechendes Programm Mit- 
tel für einen verstärkten europaweiten 
Lehreraustausch bereitstellen. 

6. Die Ausbildungszeiten in der 
Bundesrepublik Deutschland 
müssen denen der EG-Länder 
angepaßt werden 

Die Ausbildungszeiten sind in der Bun- 
desrepublik Deutschland im europäi- 
schen Vergleich zu lang. Deutsche Absol- 
venten gelangen erst zu einem Zeitpunkt 
auf den Arbeitsmarkt, wenn junge Men- 
schen aus anderen Ländern der EG 
schon mehrere Jahre Berufserfahrung 
haben sammeln können. 

Eine Verkürzung der Ausbildungszeiten 
ist dringend erforderlich, um die Chan- 
cen junger Menschen aus der Bundesre- 
publik Deutschland auf dem Arbeits- 
markt Europa zukünftig zu sichern. 

7. Das föderale System verlangt 
eine intensivere Zusammenarbeit 
der verschiedenen politischen 
Ebenen 

Das föderale System der Bunderepublik 
Deutschland findet insgesamt in den L* 
dem der EG keine Entsprechung. Es 
garantiert kulturelle Vielfalt und muß 
erhalten bleiben. 

Die Europäische Gemeinschaft muß <|aS 

Subsidiaritätsprinzip respektieren und 
darf nur Aufgaben wahrnehmen sowie 
Aktionen und Programme beschließen» 
die von den einzelnen Mitgliedstaaten 
alleine nicht bewältigt werden können 
und deshalb einen „europäischen Men 
Wert" haben. Die Aufteilung in verschie- 
dene Entscheidungszentren in unserem 
Land darf nicht zu einer Beeinträchti- 
gung der deutschen Position in Europa 
führen. Deshalb ist die Kooperation z* 
sehen dem Bund und den Ländern so* 
die Zusammenarbeit mit den Politikern 
auf der europäischen Ebene zu versta 
ken. 
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Wahlkampf endspurt: Aktionstips 
P>e letzte Woche im Wahlkampf: Das 
'st wie das Einlaufen in die Zielgerade 
ach einem Langstreckenrennen — 

jjfet müssen noch einmal alle Kräfte 
y°bilisiert werden, damit wir am 18. 

Ul»i als erste ins Ziel kommen. 

ate flak 
kontrollieren/nachkleben 
Schädigte Plakatständer mit abgerisse- 
h ^^P^aten machen einen 

flechten Eindruck. Ein abendlicher 
j,undgang zahlt sich aus: Ordentliche 
•^'Werbung zeigt allen Wählern, hier 

eine engagierte Truppe am Werk! 

Fährdienst 
seh"1'1 am Wahlta8 z- B- auch altere Men" 
ko

nen und Gehbehinderte zum Wahllokal 
fernen, können Sie einen Zubringer- 

a 
ei?st organisieren. Erkundigen Sie sich 

seh    Wer es in Ihrer Nachbarschaft 
nwer hat, zum Wahllokal zu kommen. 

J^it Klei 
Ho KeiSen ^'e m'1 emer kleinen Anzeige 
hjii

Cn einmal auf die Bedeutung der Wahl 

tyahirben Sie für Ihren Fahrdienst am 

beu     8' 8e°en Sie eine Telefonnummer 
tyau.nnt' die Wähler, die gerne zum 

-   "°kal gebracht werden möchten, 

inanzeigen werben 

alrUf, er> können. 

Inf 
H
n,o-Stand am Freitag vor 

JjWahl 
v0r

I
d
a8nachmittag ist Haupteinkaufszeit 

lohnt m ,an8en Wahlwochenende. Jetzt 
Inf0 <5S sicn> noch einmal mit einem 
Jnach 

tand Straßenwahlkampf zu 

Mit den Themen-Flugblättern der Bun- 
desgeschäftsstelle haben Sie aktuelles 
Verteilmaterial: Alle Kreisgeschäftsstel- 
len haben Druckvorlagen für Flugblätter 
vorliegen, die Sie sich rechtzeitig in aus- 
reichender Stückzahl drucken lassen soll- 
ten. 
Folgende Flugblätter sind zur Zeit bei 
Ihrem Kreisverband abrufbereit: 
• 1 Million neue Arbeitsplätze 
• Krawalle in Berlin zeigen: Wer rechts- 
radikal wählt, wird links regiert 
• Radikale und SPD, Zukunft und Wohl- 
stand ade. 
• Großes Europa, große Zukunft. 
• 18. Juni Europawahl / Vergleichen Sie 
— Wählen Sie 
• Weiter so. Die Deutschen sind Welt- 
meister im Export 
• Frieden sichern / Freiheit sichern 
• Rentenerhöhung am 1. Juli / CDU: 
Garant für sichere Renten 
• Juni 89 — Weiter so: Weniger Arbeits- 
lose / Mehr Arbeitsplätze 

Telefonkette aufbauen 
Bauen Sie eine Telefonkette auf, damit 
Sie am Wahltag Freunde und Bekannte 
darin erinnern können, zur Wahl zu 
gehen, ihre Stimme der CDU zu geben. 

Aktionstips für den 
Wahltag 
Die Wahl ist nicht entschieden, solange 
nicht das letzte Wahllokal geschlossen ist. 
Hier noch einige Informationen und Tips 
für den letzten Tag: 

Öffnung der Wahllokale 
Die Wahllokale sind am Tag der Europa- 
wahl wieder bis 21.00 Uhr geöffnet. Eine 
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gute Gelegenheit, auch nach dem Sonn- 
tagsspaziergang zu wählen und Freunde 
und Bekannte zur Stimmabgabe zu brin- 
gen! 

Telefonische Erinnerung 
Rufen Sie am Wahltag Ihre Freunde und 
Bekannten an und fragen Sie nach, ob 
diese schon zur Wahl gegangen sind. 

Wahlparty 
Laden Sie alle Wahlhelfer zu einer Wahl- 
party ein. Nach dem Wahltag bekommen 
Sie nie mehr alle Helfer zusammen. Ein 
gemeinsames Fest verbindet. 

Für Rheinland-Pfalz sehr 
wichtig: 
Kommunalwahlstimmen können nur 
bis 18.00 Uhr abgegeben werden!!! 
Europawahl bis 21.00 Uhr. 

+ + + 17. Juni + + + 
17. Juni + + -1- 17. Juni 
Der Tag der deutschen Einheit 
ist in diesem Jahr der Tag vor 
der Europawahl! Eine gute 
Gelegenheit für Sie, den Wäh- 
lern deutlich zu machen, daß 
zwischen der Einheit Deutsch- 
land und Europas kein Wider- 
spruch besteht! 

• Unser Flugblatt „17. Juni" 
kann bei den Kreisverbänden 
bestellt werden. 

+ + + 17. Juni + + + 
17. Juni + + + 17. Juni 

Deutsche Aussiedler 

10 Fragen -10 Antworten 

Der Beauftragte der Bundesregierung für Aussiedlerfragen 

Ein Faltblatt zum Thema „Deutsche Aussiedler" ist jetzt vom Bundesinnenministerium 
herausgegeben worden und kann auch dort bestellt werden. Adresse: Bundesministeriutn 
des Innern, Referat Öffentlichkeitsarbeit, Graurheindorfer Str. 198, 5300 Bonn 1. 
Es ist besonders für kommunale Mandatsträger zu empfehlen, die mit der Problematik 
täglich konfrontiert werden. 



jnw"9gl TAG DER 
DEUTSCHEN EINHEIT 
»Die Zeit ist reif. Europa muß frei und ungeteilt sein.« Dies sagte Prä- 
sident Bush in Mainz. Und in Brüssel haben unsere westlichen Bünd- 
nispartner die Forderung, die Deutsche Einheit wieder herzustellen, 
jetzt wieder bestätigt: 
»Die Mauer, die die Stadt trennt, ist ein unannehmbares Symbol der 
Trennung Europas. Wir streben nach einem Zustand des Friedens in 
Europa, in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine 
Einheit wiedererlangt.« 
Warum sollten eigentlich ausgerechnet wir Deutschen selbst auf das 
Ziel der Wiedervereinigung verzichten, wenn sogar Michail Gorbat- 
schow es als erreichbar ansieht. SPD und Grüne haben die Wiederver- 
einigung bereits abgeschrieben. Aber sie begehen einen politischen 
Dehler von historischer Bedeutung, wenn sie wie Egon Bahr sagen: 
»Wer die deutsche Frage aufgreift, stört Europa.« 
Das Gegenteil ist richtig. Die Chancen, die deutsche Teilung im Rah- 
men einer Europäischen Einigung zu überwinden, waren nie günsti- 
ger als heute. Die westlichen Ideale Demokratie, Menschenrechte 
und Freiheit setzen sich auch in osteuropäischen Staaten durch. Auch 
Mauer und Stacheldraht können sie auf Dauer nicht stoppen. 

I Deshalb gilt für uns auch am 17. Juni 1989: 

l EINIGKEIT UND RECHT UND FREIHEIT 
]    FÜR DAS DEUTSCHE VATERLAND 

CDU 



Uns Deutschen 
ging's noch nie 
• Sieben Jahre Aufschwung 

Mehr Arbeitsplätze 

Weniger Arbeitslose 

Das hat es in der Nachkriegsgeschichte noch nie gegeben: Sieben Jahre ununter- 
brochener Wirtschaftsaufschwung. Uns Deutschen ging's noch nie so gut wie 
heute: Wir haben die höchsten Löhne, die kürzeste Arbeitszeit, den längsten 
Urlaub und die höchsten Sozialleistungen. Und jetzt geht auch die Arbeitslosen- 
Zahl herunter: Sie liegt unter zwei Millionen. 

Das ist der Erfolg der Regierung Helmut Kohl: 
• 1,1 Millionen neue Arbeitsplätze seit 1983, davon 750 000 für Frauen, überwie- 

gend bei Klein- und Mittelbetrieben. 
• Zum ersten Mal seit 1982 weniger als 2 Millionen Arbeitslose -trotz verstärk- 

ten Zustroms auf dem Arbeitsmarkt. Gleichzeitig 1 Million offene Stellen. 
• 60000 offene Ausbildungsplätze; Lehrlingsmangel statt Lehrstellenknappheit. 
• Die Automobilindustrie läuft auf Hochtouren. 
• Im Export und im Tourismus sind wir Weltmeister. 
• Die Steuerreform gibt den Arbeitnehmern bares Geld zurück. Leistung lohnt 

sich wieder. 
• Die Renten sind sicher, auch für die Zukunft. 
• In Forschung und Technik sind wir Weltspitze. 
• Im Umweltschutz liegen wir weltweit vorn, unsere Umwelttechnik ist ein 

Exportschlager. Wir investieren in die Zukunft. 

Deshalb am 18. Juni 

CDU 



Helmut Kohl 
Kanzler des Friedens 
und der Abrüstung 

pressestimmen des In- und Auslandes zum Brüsseler NATO-Gipfel 

**&n Bonner Erfolg. Ohne Bonn gäbe es 
2«?ute keine NATO-Formel, die an einen 
Erfolg in Wien auch Verhandlungen 
über die Kurzstreckenraketen knüpft. 
JJ'e Europäer... werden Kohl dafür 
Vfnk wissen.« (Westdeutsche 
^"gemeine Zeitung, 31. Mai 1989) 

»Der Bundeskanzler überbrückte auf 
jern Gipfel riesige Klüfte«(Genera\- 
*nzeiger, Bonn, 31. Mai 1989) 

}>0as Ergebnis des NATO-Gipfeltref- 
•sns von Brüssel übertrifft alle Erwar- 
tungen« (Frankfurter Allgemeine Zei- 
CUn9,3l.Mai 1989) 

2Pas Drängen hat sich ausgezahlt« 
Tü|e Zeit, 2. Juni 1989) 

S ah°nl ist der Kanzler der Abrüstung, 
1 naucn der Champion der Veranke- 
| run9im Westen«(Le Figaro, I.Juni 1989) 

I is ßj?nn ist das Führungsland im europä- 
I {chenLager.« (La Repubblica, 
| 'Juni 1989) 

»Verstärktes Prestige Bonns« (France 
Inter, 30. Mai 1989) 

»Die fetteste Beute errang Deutsch- 
ten*/« (Corrieredella Sera, 31. Mai 1989) 

»... was uns übrige in der NA TO an- 
geht, so schulden wir den Deutschen 
Dank.«(TheGuardian, I.Juni 1989) 

Der Abrüstungsgipfel hat das alte 
Spiel der SPD mit der Raketenangst er- 
neut als falsch entlarvt. Jetzt macht 
die SPD den Erfolg des Westens mies. 
Gemeinsam mit den Grünen lehnt sie 
als einzige große Partei des Bündnis- 
ses das Gipfelergebnis ab. Die Presse 
urteilt: »Kleinkariert« (Ruhr-Nachrich- 
ten, 2. Juni 1989), »Mangel an Reali- 
tätssinn« (Badische Neueste Nachrich- 
ten, 2. Juni 1989), »Mit einer SPD-ge- 
f ührten Bundesregierung wird es eine 
gemeinsame Verteidigungspolitik der 
NATO nicht mehr geben« (Frankfurter 
Neue Presse, 2. Juni 1989) 

CDU 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Im deutschen Interesse 

Großes Euro, 
große Zukun 
. fvnßf IfllßfltG • 1 Christdemokraten bauen Europa 

Wählen)    «jjp 
gehen \ 

Keine Experimente! Wählen gehen! 
Diesen Plakataufkleber (hier auf einer Großfläche) gibt es auch für die entsprechende** 
Parteiplakate. Jeder Kreisverband hat eine ausreichende Menge kostenlos zugestellt 
bekommen. Geben Sie Ihren Plakaten zum Endspurt nochmal eine neue Aktuali^ 

,nst 
UNION IN DEUTSCHLAND 
Christlich     Demokratischen    Union    Deutsc^{|0^ 

Informations^]^ 

<; 
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